
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

2307

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1993 Ausgegeben am 31. März 1993 82. Stück

220. Verordnung: Änderung der Allgemeinen Arbeitnehmerschutzverordnung
221. Verordnung: Begünstigte Länder nach dem Präferenzzollgesetz
222. Verordnung: Übertragung der Ausschreibung und des Aufnahmeverfahrens an das Bundesasylamt
223. Verordnung: Änderung der Verordnung über den Sitz der Eichämter und den Umfang ihrer

fachlichen Befugnisse

220. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales, mit der die Allgemeine
Arbeitnehmerschutzverordnung geändert wird

Auf Grund der §§ 24 Abs. 1 bis 3 und 33 Abs. 1, 2
und 4 des Arbeitnehmerschutzgesetzes, BGBl.
Nr. 234/1972, zuletzt geändert durch BGB1.
Nr. 650/1989, wird, soweit es sich um der
Gewerbeordnung 1973 unterliegende Betriebe han-
delt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten und, soweit es sich
um Betriebe handelt, die dem Verkehrs-Arbeitsin-
spektionsgesetz unterliegen, im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr, verordnet:

Die Allgemeine Arbeitnehmerschutzverordnung
— AAV, BGB1. Nr. 218/1983, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 593/1987, wird wie folgt geändert:

1. §5 entfällt.

2. In § 102 Abs. 1 wird die Wortfolge „den §§ 4
und 5" ersetzt durch: „§ 4".

Hesoun

2 2 1 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen betreffend begünstigte Länder nach

dem Präferenzzollgesetz

Gemäß § 3 Abs. 2 des Präferenzzollgesetzes,
BGBl. Nr. 487/1981, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 15/1993, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für auswärtige
Angelegenheiten, dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten und dem Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft verordnet:

§ 1. Der bisher in der Gruppe I der Anlage C zum
Präferenzzollgesetz angeführte „Staat Israel" wird
vom Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes
ausgeschlossen.

§ 2. Diese Verordnung ist auf zollamtliche
Abfertigungen anzuwenden, bei denen der gemäß
§ 6 des Zollgesetzes 1988 maßgebende Zeitpunkt
nach dem 30. Juni 1993 liegt.

Lacina

222. Verordnung des Bundesministers für
Inneres, mit der die Ausschreibung und das
Aufnahmeverfahren dem Bundesasylamt über-

tragen wird

Auf Grund des § 21 Abs. 2 des AusG 1989, in der
Fassung BGBl. Nr. 366/1991, wird verordnet:

Die Ausschreibung und das Aufnahmeverfahren
gemäß § 21 Abs. 1 des AusG 1989, in der Fassung
BGBl. Nr. 366/1991, wird dem Bundesasylamt
übertragen.

Löschnak

223. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über den Sitz der Eichämter und
den Umfang ihrer fachlichen Befugnisse

geändert wird

Auf Grund des § 32 Abs. 4 des Maß- und
Eichgesetzes (MEG), BGBl. Nr. 152/1950, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 468/1992, wird verordnet:
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Die Verordnung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten über den Sitz der
Eichämter und den Umfang ihrer fachlichen
Befugnisse, BGBl. Nr. 320/1990, in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 114/1992, wird wie folgt
geändert:

1. § 3 erster Satz lautet:

„Die fachlichen Befugnisse der Eichämter umfassen
die Kontrolle der Fertigpackungen sowie die

eichamtliche Behandlung von Meßgeräten wie
folgt:"

2. In der Anlage entfallen die Ortsnamen
Eggenburg, Feldkirch, Hartberg, Mureck, Mürz-
zuschlag, Steyr, Tulln, Villach, Wolfsberg und
Wr. Neustadt sowie die jeweils zugehörigen An-
gaben in der zweiten und der dritten Spalte.

Schüssel


